


Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB) 
Erster Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

A. Der Versicherungsschutz 
Q 1 Gegenstand 

Der Versicherer sorgt nach Eintritt eines 
Versicherungsfalles für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungs- 
nehmers, soweit sie notwendig ist, und trägt 
die dem Versicherungsnehmer hierbei ent- 
stehenden Kosten. Die Wahrnehmung recht- 
licher Interessen ist notwendig, wenn sie hin- 
reichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 
mutwillig erscheint. 

(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf 
die im Versicherungsschein und in seinen 
Nachträgen bezeichneten Wagnisse, und zwar 
nach Maßgabe der Besonderen Bestimmun- 
gen der §I 21-29. 

Q 2 Umfang 

a) die gesetzliche Vergütung eines für den 
Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwal- 
tes. Dieser muß in Fällen der Verteidigung 
wegen Verletzung einer Vorschrift des 
Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Disziplinar- 

Er Standesrechtes und in den Fällen der 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen, 
in denen ausländisches Recht anzuwenden 
oder ein ausländischer Gerichtsstand be- 
gründet ist, am Ort des zuständigen Ge- 
richtes wohnhaft oder bei diesem Gericht 
zugelassen sein. In allen anderen Fällen 
ist es nicht erforderlich, daß der Rechts- 
anwalt am Ort des zuständioen Gerichtes 
wohnhaft oder bei diesem Gericht zuge- 
lassen ist. Ist der Rechtsanwalt nicht am 
Ort des zuständigen Gerichtes wohnhaft 
oder nicht bei diesem Gericht zugelassen, 
trägt der Versicherer die gesetzliche Ver- 
gütung jedoch nur, soweit sie auch bei 
Tätigkeit eines am Ort des zuständigen 

(1) Der Versicherer trägt 

Gerichtes wohnhaften oder bei diesem Ge- 
richt zugelassenen Rechtsanwaltes ent- 
standen wäre; 

b) die Vergütung aus einer Honorarverein- 
barung des Versicherungsnehmers mit 
einem für ihn tätigen Rechtsanwalt, soweit 
die gesetzliche Vergütung, die ohne 
Honorarvereinbarung entstanden wäre, 
vom Versicherer im Rahmen von a) ge- 
tragen werden müßte; 

c) die Gerichtskosten einschließlich der Ent- 
schädigung für Zeugen und Sachverstän- 
dige, die vom Gericht herangezogen wer- 
den, sowie die Kosten des Gerichtsvoll- 
ziehers; 

d) die Gebühren und Auslagen in Verfahren 
vor Verwaltungsbehörden einschließlich 
der Entschädigung für Zeugen und Sach- 
verständige, die von der Verwaltungs- 
behörde herangezogen werden, sowie die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs- 
Wege; 

e) die dem Gegner bei der Wahrnehmung 
seiner rechtlichen Interessen entstande- 
nen Kosten, soweit der Versicherungsneh- 
mer zu deren Erstattung verpflichtet ist. 

(2) Der Versicherer hat die Leistungen nach 
Absatz 1 zu erbringen, sobald der Versiche- 
rungsnehmer wegen der Kosten in Anspruch 
genommen wird. 

(3) Der Versicherer trägt nicht 
a) die Kosten, die aufgrund einer gütlichen 

Erledigung, insbesondere eines Verglei- 
ches, nicht dem Verhältnis des Obsiegens 
zum Unterliegen entsprechen oder deren 
Obernahme durch den Versicherungs- 
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